
Wenn Ministerialrat Werner Pelzer 
einer Sache auf den Grund gehen 
möchte, kann ihn niemand daran 

hindern. So sieht es das Grundgesetz vor. Pel-
zer, 61 Jahre, ist Prüfungsgebietsleiter »V3 Stra-

ßenbau I« beim Bundesrechnungshof in Bonn, 
einer Behörde, die stets die gleichen Fragen stellt. 

Erstens: Hält sich der Staat an seine eigenen Re-
geln? Und zweitens: Geht er vernünftig mit dem 

Steuergeld der Bürger um? Hat Pelzer Zweifel, dann 
fordert er Akten an. Und selbst Minister müssen sich 

dem fügen.
Am frühen Nachmittag des 22. November 2018 ver-

langt der Beamte in einer Mail an das Ver kehrs mi nis te rium 
die »kurzfristige Übersendung der Vergabeunterlagen« zur 

Pkw-Maut. Fünf Tage später nimmt er in der Bonner Au-
ßenstelle des Ministeriums zwei CDs voller Unterlagen ent-

gegen. Was Werner Pelzer in den folgenden Monaten auf-
deckt, beschäftigt die Republik bis heute. Es könnte Verkehrs-

minister Andreas Scheuer (CSU) das Amt kosten.
Die Pkw-Maut war über Jahre ein Lieblingsprojekt der 

CSU. Vor einem Jahr aber erklärte der Europäische Gerichts-
hof das Vorhaben für rechtswidrig. Die Firmen, die die Maut 

umsetzen sollten, verlangten daraufhin Schadensersatz: 560 
Millionen Euro. Hat Scheuer Steuergeld verzockt? Und stimmen 

noch schwerer wiegende Vorwürfe? »Das Vertrauen in die parla-
mentarische Demokratie wurde beschädigt«, sagt der Grünen- 

Politiker Stephan Kühn. Und der Verkehrswissenschaftler Alexan-
der Eisenkopf von der Zeppelin Universität Friedrichshafen, der 

sich seit Jahren mit der Pkw-Maut beschäftigt, kommt zu dem 
Schluss: »Den Akteuren scheint jedes Verständnis für ordnungsgemä-

ßes Verwaltungshandeln verloren gegangen zu sein.« Selbst enge Weg-
gefährten aus der CSU oder dem Präsidium der CDU wollen Scheuer 

im Hintergrundgespräch nicht mehr verteidigen. Auf die Frage, warum 
der Minister noch im Amt sei, antworten sie: »Diese Frage habe ich mir 

auch schon gestellt.« Oder: »Wegen Corona!« Also allein deshalb, weil die 
Regierung in Krisenzeiten nicht für noch mehr Unruhe sorgen möchte. 

Der Verkehrsminister erklärte dagegen noch zur Jahreswende, er habe bloß 
einen »gesetzlichen Auftrag« umgesetzt, die Forderungen der Betreiberfirmen 

seien »falsch und entbehren jeder Grundlage«. Doch an diesen Aussagen gibt es 
erhebliche Zweifel. Die ZEIT hat viele Tausend Seiten zur Maut ausgewertet: 

vertrauliche E-Mails, geheime Protokolle, Ministervorlagen, Gutachten, Verträge 
und Vermerke. Hinzu kamen Gespräche mit Juristen und mit Scheuers Mitarbeitern. 

Demnach sind die Schadensersatzforderungen der Unternehmen wohl begrün-
det – und sie könnten womöglich sogar noch höher ausfallen: Eine vom Ministerium 

selbst angeforderte, geheim gehaltene Schätzung kommt auf bis zu 776 Millionen 
Euro statt der bislang geforderten 560 Millionen. Vor allem aber zeigen die Recherchen, 

wie das Verkehrsministerium bei der Ausschreibung der Maut an private Unternehmen 
vorging und wie es die Öffentlichkeit und das Parlament hinters Licht führte. 

Seit vergangenem Dezember beschäftigt sich deshalb auch ein Untersuchungsausschuss 
des Bundestages mit der Pkw-Maut. Schon früh klagten die Mitglieder über die zähe 

Dokumenteneinsicht. Gerade erst weigerte sich Scheuer, sämtliche E-Mails von seinem 
Bundestags-Account, die im Zusammenhang mit der Pkw-Maut stehen, zu übergeben. Ein 

Gutachten soll prüfen, ob er dazu verpflichtet ist oder ob ein Eingriff in die freie Mandats-
ausübung des Bundestagsabgeordneten Scheuer vorliegt. Die wenigen Mails, die der ZEIT 

vorliegen, belegen, dass der Minister über diese Adresse stetig von einem Mitarbeiter über die 
Maut-Entwicklungen informiert wurde. Spannende Lektüre für den Untersuchungsausschuss.

Anfang dieses Jahres ist Werner Pelzer, der Rechnungshofbeamte, als Zeuge geladen. Pelzer 
ist ein freundlicher Mann mit Halbglatze und kleinen Lachfalten. Vor ihm ein Aktenordner, um 

ihn herum Abgeordnete aller Fraktionen. Reihum befragen sie ihn, mehr als drei Stunden lang. 
Pelzer fühlt sich unwohl, manche Sätze bricht er mittendrin ab, manchmal blättert er im Ordner, 

um zu belegen, was er sagen will. Ab und zu aber blitzt auch der andere Pelzer auf, der nicht locker-
lässt, wenn er sich mal festgebissen hat. Es sei nicht so, erklärt er den Abgeordneten, dass ihm die 

»Leichen im Keller praktisch serviert« würden. Er sagt: »Wir müssen da schon intensiver nachfragen.«

Was Pelzer schließlich aus dem Keller des 
Verkehrsministeriums hervorholt, würde als 
Stoff für eine Netflix-Serie reichen. Beim Amts-
antritt von Andreas Scheuer am 14. März 2018 
beginnt eigentlich schon die dritte Staffel des 
Dramas rund um die Pkw-Maut. Der Held der 
ersten Staffel ist Horst Seehofer, damals CSU- 
Vorsitzender, der den Wählern die »Ausländer-Maut« 
verspricht: Wer seinen Wohnsitz im Ausland hat, aber 
auf deutschen Straßen fährt, soll dafür bezahlen, für die 
deutschen Autofahrer hingegen soll sich unterm Strich 
nichts ändern. 2013 verkündet Seehofer: »Ich unter-
schreibe keinen Koalitionsvertrag ohne die Pkw-Maut.« 
Peter Ramsauer, der damalige Verkehrsminister und CSU-
Vize, erinnert sich im Untersuchungsausschuss, dass er See-
hofer während der Koalitionsverhandlungen noch gewarnt 
habe: »Horst, pass auf, so geht es wahrscheinlich überhaupt 
nicht.« Eine Maut, bei der nur ausländische Fahrer belastet 
würden, verstoße gegen EU-Recht. Seehofer aber drückt die 
Maut in den Koalitionsvertrag.

Held der zweiten Staffel ist der nächste CSU-Verkehrs-
minister, Alexander Dobrindt. Er soll ein Maut-Gesetz vorle-
gen, das irgendwie mit EU-Recht vereinbar ist. Ende 2016  
erreicht er tatsächlich einen politischen Deal mit dem damali-
gen EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker: Das 
Mi nis te rium muss das Gesetz etwas anpassen, dafür nimmt die 
EU-Kommission ihre schon eingereichte Klage zurück. Der Weg 
für die Pkw-Maut scheint frei. 

Nun übernimmt Scheuer. Er soll die Maut umsetzen. Doch 
eine schlechte Entscheidung führt zur nächsten – und am Ende in 
die Kata stro phe.

1. Die Wette: Als Scheuer Minister wird, läuft die Ausschreibung zur 
Maut bereits. Nicht der Staat selbst, sondern private Unternehmen sol-
len das Vorhaben umsetzen. Ein Milliardenauftrag: Zahlstellen und 
Schilder müssen errichtet, Millionen von Bescheiden verschickt, eine App 
muss entwickelt und ein Rechenzentrum betrieben werden. Da müssen 
sich selbst Konzerne zusammentun, vier Parteien bewerben sich um den 
Zuschlag für die Maut: IBM und die Bertelsmann-Tochter Arvato bilden 
eine Bietergemeinschaft, das Ticketunternehmen Eventim und der Verkehrs-
spezialist Kapsch auch, außerdem Siemens, die Schweizerische Post und die 
DZ Bank sowie T-Systems und der europäische Mautdienstleister Ages.

Im Hintergrund droht aber doch wieder der Europäische Gerichtshof. Denn 
Dobrindt hatte sich zwar mit der Kommission geeignet, nicht aber mit Österreich. 
Das Nachbarland klagte im Herbst 2017 auf eigene Faust gegen die Maut.

Investieren die Unternehmen womöglich in Zahlstellen, die niemals Profite 
abwerfen, weil die Maut verboten wird? Gerhard Schulz, damals der zuständige 
Staatssekretär im Ministerium, versucht das Risiko gegenüber den Bietern kleinzu-
reden, wie die Verhandlungsprotokolle zeigen: Die politischen Weichen seien ge-
stellt, sagt er, die Maut werde kommen.

Die Unternehmen aber wollen sich absichern und schlagen eine extrem weitrei-
chende Klausel vor: Demnach erhielten sie bei einem Verbot durch den Europäischen 
Gerichtshof den vollen Gewinn über die gesamte Laufzeit des Vertrages – und das sind 
immerhin zwölf Jahre. Mit anderen Worten: In diesem Fall bekämen sie ohne Leistung 
oder Risiko den gesamten zu erwartenden Profit.

An diesem Punkt ist noch alles möglich. Scheuer könnte die Verhandlungen abbrechen 
und das Urteil abwarten. Doch der Druck für die CSU ist groß, endlich zu liefern. Scheuers 
Vorgänger Dobrindt hatte bereits 2014 versprochen: »Am 1. Januar 2016 wird die Pkw-
Maut scharf gestellt.« Mittlerweile ist es 2018.

Und so lässt sich das Verkehrsministerium auf die Schadensersatzregel ein, ohne dass die Öffent-
lichkeit davon erfährt. Der Staat, so drückt es der Verkehrsökonom Alexander Eisenkopf aus, 
»spekuliert mit Steuergeld auf den Ausgang eines Gerichtsverfahrens«.
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3 Milliarden
Euro sollte der Aufbau und 
Betrieb laut den beteiligten 
Firmen kosten

2 Milliarden
Euro Budget hatte der  

Bundestag für die 
Pkw-Maut freigegeben

Ein Jahr nach dem Scheitern der Pkw-Maut wird klar, wie Verkehrsminister Andreas Scheuer 
die Öffentlichkeit täuschte. Und wer ihm auf die Schliche kam VON FELIX ROHRBECK UND CLAAS TATJE

Falschfahrer 
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Wie hoch ist das Risiko bei dieser Wette? Erstaun-
licherweise scheint sich das Ministerium damit kaum 
befasst zu haben. Immer wieder werden Pelzer und 
seine Kollegen vom Rechnungshof später danach 
fragen. Vereinfacht gesagt, lautet eine der Antworten 
des Ministeriums: Man habe das Risiko als gering ein-
geschätzt und lediglich zusammen mit anderen Risiken 
in sogenannten Risikoclustern betrachtet. »Nachweise 
hierzu«, schreibt Pelzer in seinem Bericht, »konnte es 
nicht liefern.«

2. Die Verzweiflung: Im Sommer 2018 werden die 
Vertragsunterlagen an die vier Bietergemeinschaften 
verschickt. Doch trotz der Schadensersatzklausel läuft 
es nicht so, wie das Ministerium sich das vorstellt. Als 
Erstes teilt Arvato Ende Juni mit, dass die »Bieter-
gemeinschaft ein Angebot auf Basis dieser Unterlagen 
nicht abgeben wird«. Einen Monat später schreibt 
auch das Konsortium um Siemens, man habe leider 
kein »Go« für die Abgabe eines »finalen Angebotes 
erzielen« können. In beiden Schreiben werden Haf-
tungsfragen als Problem genannt.

Im Verkehrsministerium bricht nun Krisenstim-
mung aus. Die Leiterin der für die Maut zuständigen 
Abteilung schreibt an Staatssekretär Gerhard Schulz: 
Falls ein weiterer Bieter aussteige, »würde der Wett-
bewerb vollständig zum Erliegen kommen«. Dann gebe 
es nur noch ein Angebot, »von dem aufgrund fehlender 
Vergleichsangebote nicht abschließend festgestellt 
werden könnte, dass es sich dabei um die wirtschaft-
lichste Lösung handelt«.

Die inzwischen pensionierte Beamtin musste vor 
einigen Wochen im Untersuchungsausschuss aussagen. 
Sie habe sich nie vorstellen können, einmal vor solch 
einem Gremium zu landen, sagt sie vor den Abgeord-
neten. »Aber gut, so ist das Leben.« Die Kollegen und 
sie hätten bei der Maut Probleme heraufziehen sehen. 
»Es war also geboten, diese Information an die Haus-
leitung heranzutragen, und das haben wir hier getan.«

Die Beamten schrieben also Vermerke und Vorla-
gen. Doch ernsthaft mit der Leitung des Hauses woll-
te es sich niemand verscherzen. Ein ehemaliger Mit-
arbeiter erklärt das so: Viele an der Maut beteiligte 
Beamten seien für den Maut-Einsatz befördert worden, 
während bei jüngeren Mitarbeitern die Angst regierte. 
»Viele Stellen waren befristet, oder die Mitarbeiter 
waren nur für kurze Zeit von anderen Behörden abge-
ordnet. Wir waren praktisch auf Bewährung im  
Ministerium.«

Als auch Ages und etwas später sein Partner T- 
Systems ausscheiden, gibt es wirklich nur noch eine 
Bieterpartei: Kapsch und Eventim. Und die verlangt 
im »finalen Angebot« 3,065 Milliarden Euro für den 
Aufbau der Infrastruktur und die Erhebung der Maut, 
während das Parlament nur zwei Milliarden genehmigt 
hat. Wo soll die fehlende Mil liar de herkommen?

Die Idee, die Abgeordneten um mehr Geld zu 
bitten, wird im Ministerium schnell verworfen. Bei 
dem Preis hält man die Maut selbst nicht mehr für 
wirtschaftlich. Stattdessen werden am 19. November 
2018 zwei Vertreter von Toll Collect zum vertraulichen 
Gespräch ins Ministerium geladen. Beide Seiten ver-
bindet eine Hassliebe. Gegründet wurde das Unter-
nehmen 2002 von Daimler und der Deutschen Tele-
kom, um die Lkw-Maut in Deutschland aufzubauen. 
Über Jahre stellte Toll Collect dem Bund dann aber 
Dinge in Rechnung, die mit der Maut gar nichts zu 
tun hatten, Luxushotel-Besuche und eine Oldtimer-
Rallye beispielsweise (ZEIT Nr. 33/18). Nun soll Toll 
Collect, das inzwischen verstaatlicht wurde, die Pkw-

Maut noch in dieser Legislaturperiode umsetzen. Der 
zuständige Unterabteilungsleiter will wissen: Geht das?

»Leider nein«, antwortet ein Toll-Collect-Geschäfts-
führer tags drauf. Die Firma will kein Notnagel sein. 
Und fühlt sich vom Ministerium überrumpelt. In ei-
nem internen Begleitschreiben formuliert der Ge-
schäftsführer es weniger freundlich: »Mein Helfersyn-
drom hat sich hiermit erledigt! Zuständigkeit geklärt, 
leck mich! Ok etwas netter, leck mich kreuzweise!«

Damit bleibt dem Verkehrsministerium nur eines 
übrig: das Angebot von Kapsch und Eventim irgend-
wie unter zwei Milliarden Euro zu drücken. Doch ein 
»finales Angebot«, so erklärt es eine Prüferin des Rech-
nungshofs im Untersuchungsausschuss, das sei eben, 
»wie der Name schon sagt, ein endgültiges und finales 
Angebot. Danach darf es keine Verhandlungen mehr 
geben.« Der Grund: Wenn der Staat nach Abgabe der 
finalen Angebote an den Angebotsbedingungen etwas 
ändert, müsste er eigentlich in einer neuen Ausschrei-
bung allen Bietern die Chance geben, zu reagieren.

Das Ministerium hält das nicht für nötig, da es sich 
bloß um Klarstellungen, Erläuterungen und formale 
Anpassungen handele. Erläuterungen, die den Preis um 
eine Milliarde Euro senken? Als die Manager von T-Sys-
tems davon erfahren, schreiben sie im Februar 2019 
einen erbosten Brief an das Ministerium: »Durch Ihre 
Entscheidung, die Auftragsbedingungen nach unserem 
Ausscheiden wesentlich – und zwar gerade in für uns 
kritischen Punkten – zu ändern, (...) wurde uns die 
Möglichkeit genommen, unsere Vorbereitungsarbeiten 
für ein Angebot um den geänderten Auftrag zu nutzen.« 
Ausdrücklich behält T-Systems es sich daher vor, »Scha-
denersatz zu verlangen«. Der Berliner Rechtsprofessor 
Hans-Peter Schwintowski sagt dazu auf Anfrage: »Das 
Unternehmen hätte die Neuausschreibung verlangen 
können. Das praktizierte Verfahren war nach meiner 
Meinung rechtswidrig.«

Zu diesem Zeitpunkt geht Scheuer nicht nur eine 
Wette ein. Womöglich bricht er sogar geltendes Recht.

3. Die Täuschung: Wie aber macht man aus einem 
Drei-Milliarden-Angebot ein Zwei-Milliarden- 
Angebot? Das ist die Eine-Milliarde-Euro-Frage. 
Und sie ist bis heute nicht ganz beantwortet.

Am 22. und 23. November sowie am 26. und 
27. November führt das Verkehrsministerium mit 
Kapsch und Eventim »Aufklärungs- und Verhandlungs-
gespräche«. Doch ein Durchbruch, das zeigen die 
Protokolle, wird nicht erzielt. Ein Problem sind die 
teuren 425 Zahlstellen, die für die Maut errichtet wer-
den sollen. Und doch wird man sich schließlich einig. 
Bloß wie? Am Rande der zweiten Verhandlungsrunde 
kommt es zu einem nicht protokollierten Austausch 
zwischen Staatssekretär Gerhard Schulz und den Fir-
menvertretern. Zwei Tage später, am 29. November, 
treffen sich Minister Andreas Scheuer und sein Staats-
sekretär Schulz mit den Chefs von Kapsch und Eventim 
zum Frühstück. Laut Ministerium ist es bloß ein »all-
gemeiner Gedankenaustausch«, ein reiner »Kennenlern-
termin«. Deshalb gebe es auch hierzu keine Vermerke.

Wären hier die Verhandlungen weitergeführt wor-
den, hätte das dokumentiert werden müssen, sagt 
Werner Pelzer im Untersuchungsausschuss. »Ich ken-
ne die Inhalte der Gespräche nicht. Wenn die mögli-
cherweise nur Kaffee getrunken haben, ist das natürlich 
kein Grund, das zu dokumentieren.« Haben die vier 
also bloß Kaffee getrunken?

Eine bisher unbekannte Mail, die der ZEIT vorliegt, 
lässt daran zweifeln. Am 30. November schreibt ein 
Kapsch-Manager an einen Beamten im Ministerium: 
Nach »den besprochenen Themen in den Spitzen-
gesprächen werden wir bis Montag die Vergütung über-

Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer – 
so sieht es derzeit aus – stolpert von einem 
Skandal in den nächsten. Meist geht es um 
die Maut (siehe oben), oft um unpünkt-

liche Züge oder Geldmangel bei der Deutschen 
Bahn und immer wieder auch um fehlende Aufklä-
rung beim Dieselbetrug. Da passt es ins Bild, wenn 
dieser Minister nicht einmal eine Reform der Stra-
ßenverkehrsordnung im Griff hat. Juristisches und 
politisches Schwarzbrot. So wird es seit Tagen kom-
mentiert. Doch so einfach ist das nicht.

Tatsächlich hat Scheuer erst mal geliefert. Und zwar 
nicht für die Autofahrerlobby, sondern für Radfahrer. 
Ihre Rechte auf der Straße sind Ende April deutlich 
gestärkt worden. Künftig dürfen Radfahrer neben-

einander fahren, wenn sie dabei keine anderen Ver-
kehrsteilnehmer behindern. Autofahrer müssen beim 
Überholen deutlich mehr Abstand halten (1,5 Meter 
innerorts und sogar zwei Meter außerorts). Kleinlaster 
und Laster ab 3,5 Tonnen dürfen – als Reaktion auf 
viele tödliche Unfälle – künftig nur noch in Schritt-
geschwindigkeit rechts abbiegen, und großzügige Fahr-
radzonen in Städten sollen Autos vertreiben. So würde 
das der Minister nie sagen, aber darauf läuft es hinaus.

All diese Punkte waren mehr oder weniger un-
strittig, als sie von den Länderministern im Bundes-
rat diskutiert wurden. 100 Änderungsanträge stell-
ten sie und kamen an einem wesentlichen Punkt 
durch: Wer innerorts 21 km/h und außerorts 26 
km/h schneller als erlaubt unterwegs ist, soll seinen 

Keiner 
punktet

Jetzt hat Andreas Scheuer 
auch noch Ärger mit der 
Straßenverkehrsordnung  
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560
Euro Schadensersatz drohen dem 

Ministerium unter Andreas Scheuer – 
und womöglich noch mehr

Millionen

Mit Vollgas 
ins Verderben

11. August 2013
Horst Seehofer macht  

die Pkw-Maut via Bild am 
Sonntag zur Koalitions-

bedingung. Zahlen sollen 
vor allem Ausländer.

24. März 2017
CSU-Verkehrsminister 

Alexander Dobrindt boxt das 
Gesetz im Bundestag durch.

14. März 2018
Andreas Scheuer (CSU) wird 

zum Bundesminister für 
Verkehr und digitale 

Infrastruktur ernannt.

18. Juni 2019
Der EuGH gibt der Klage  

Österreichs statt. Am selben 
Tag kündigt das Ministerium 

den Betreibervertrag.

18. November 2019
Der Bundesrechnungshof  

veröffentlicht einen 
vernichtenden Maut-Bericht.

12. Dezember 2019
Der Untersuchungsausschuss 

des Bundestags 
nimmt die Arbeit auf.

30. Dezember 2018
Die Unternehmen Kapsch 
und Eventim erhalten den  

Zuschlag für die Pkw-Maut. 
In Berlin wird ein 

Betreibervertrag unterzeichnet 
und beurkundet.

Falschfahrer Fortsetzung von Seite 19 denken und einen neuen Vorschlag entwickeln«. Wei-
tere Zweifel weckt der Verlauf der Verhandlungen vom 
4. bis 7. Dezember. Urplötzlich steht da eine ganz neue 
Möglichkeit auf der Agenda: Statt komplett neue Zahl-
stellen zu errichten, sollen die Betreiber jene von Toll 
Collect mitnutzen dürfen. Spätestens jetzt ist klar: Die 
Bedingungen der ursprünglichen Ausschreibung wer-
den nachträglich zugunsten von Kapsch und Eventim 
massiv verändert. »Die Vergabe ist somit von Anfang 
an unwirksam«, sagt der Rechtsexperte Schwintowski.

Am 12. Dezember reichen Kapsch und Eventim 
ein »zweites finales Angebot« ein. Die Angebotssumme 
beträgt nun 1,974 Milliarden Euro. Wie es gelungen 
ist, die Summe so weit zu drücken, will später der 
Bundesrechnungshof wissen. Die Aufstellung, die das 
Ministerium daraufhin liefert, hat es in sich. Denn sie 
zeigt, dass die wahren Kosten viel höher liegen.

Die Firmen dürfen die Zahlstellen von Toll Collect 
nun mitnutzen – die Idee hat es in den Vertrag ge-
schafft. So werden auf dem Papier 360 Millionen 
Euro eingespart. Der Haken: Einen Teil dieser Sum-
me, geschätzt 144 Millionen Euro, muss der Bund 
dann aber seinerseits an Toll Collect entrichten. Bloß 
sind sie in den 1,975 Milliarden nicht enthalten.

Ein weiteres Beispiel: Ursprünglich war vorgesehen, 
dass die Firmen das Porto für die jährlich etwa 50 
Millionen Briefe, die zur Erhebung der Maut verschickt 
werden müssen, selbst tragen. Jetzt sollen die Kosten 
vom Bund erstattet werden. So werden auf dem Papier 
noch mal viele Millionen Euro eingespart.

In Wahrheit kommt zu den ausgewiesenen Maut-
Kosten ein »dreistelliger Millionenbetrag« hinzu, wie 
der Bundesrechnungshof später feststellen wird.

Am 30. Dezember 2018, einem Sonntag, ver-
sammeln sich Anwälte, Manager und Beamte in einer 
Berliner Kanzlei. Ein Notar liest den Vertrag vor. 
Gegen 19 Uhr ist es so weit: Der Chef des Kraftfahrt-
bundesamtes und zwei Manager von Kapsch und 
Eventim unterschreiben den Vertrag. Kurz darauf ver-
öffentlicht das Verkehrsministerium auf Twitter ein 
Video. »Die Pkw-Maut kommt zum Oktober 2020«, 
erklärt Andreas Scheuer darin. Man bleibe im »wirt-
schaftlichen und finanziellen Rahmen«, den das Par-
lament vorgegeben habe. Dass die tatsächlichen 
Kosten höher liegen und nachträglich verschoben 
wurden, verschweigt der Minister.

4. Das Vertuschen: Am 24. Januar 2019 informiert 
Werner Pelzer das Ministerium, dass der Bundes-
rechnungshof »die Nutzerfinanzierung der Bundes-
fernstraßen-Pkw-Maut prüfen« werde. Drei Wo-
chen später laufen er und drei Kollegen dort auf. 
Doch in dem Raum, der ihnen zur Verfügung ge-
stellt wird, findet sich nicht »eine einzige der ange-
forderten Prüfungsunterlagen«, notiert Pelzer später. 
Erst nach und nach gewährt das Ministerium den 
Prüfern Zugang zum Archivsystem, allerdings »ohne 
Ordnerstruktur, Dateinamen oder andere Zuord-
nungsmerkmale«. So wird es ungleich schwerer, sich 
in dem Wust zurechtzufinden. Die Kooperation 
bessert sich erst nach einem klärenden Gespräch am 
7. Mai, wie Pelzer notiert.

Inmitten der Prüfung kündigt der Europäische 
Gerichtshof das Urteil zur Klage Österreichs an. Am 
18. Juni soll es verkündet werden. Ein Sprecher des 
Verkehrsministeriums bereitet einige Sätze vor, die  
Andreas Scheuer nach der Verkündung der Presse sagen 
soll. Intern werden sie mit den Fachabteilungen abge-
stimmt. Er schreibt: »Mega-Maut-Boost vom EuGH. 
(...) Alle Unkenrufer, Maut-Mauler und Besserwisser 
dürfen nun gerne staunen: Die Pkw-Maut ist europa-
rechtskonform und sie kommt!« Autofahrer könnten 

dem Verkehrsminister nun zurufen: »Pimp my Auto-
bahn – ich habe dafür bezahlt.«

Doch Österreich gewinnt. Scheuer erklärt mittags 
in München, die Maut in ihrer jetzigen Form sei »vom 
Tisch«, und fliegt nach Berlin zu Krisensitzungen mit 
Staatssekretären und Anwälten. Kurz vor Mitternacht 
wird der Vertrag mit Kapsch und Eventim per Fax  
gekündigt. In der Begründung ist die Rede von »ord-
nungspolitischen Gründen« – damit ist das EuGH- 
Urteil gemeint. Somit hätten die Unternehmen  
Anspruch auf den vereinbarten Schadensersatz. Doch 
das Ministerium führt noch eine weitere Begründung 
an: Die Betreiber seien ihren Pflichten in der sogenann-
ten Feinplanungsdokumentation nicht nachgekommen.

Tatsächlich hatte das Ministerium knapp zwei Wo-
chen zuvor in einer Mail um entsprechende Unterlagen 
gebeten. Doch die dafür angesetzten Fristen waren bei 
der Kündigung noch gar nicht verstrichen. Die Antwort 
der Firmen kommt am 20. Juni 2019 schriftlich über 
einen Anwalt: Es sei »offensichtlich«, dass die Begrün-
dung für die Kündigung nur »vorgeschoben« sei.

Spätestens seit diesem Tag ist das Ausmaß des  
Desasters im Ministerium bekannt: Die Maut ist rechts-
widrig, die Betreiber akzeptieren die Kündigung nicht – 
und dann geht kurz darauf auch noch eine Schätzung 
ein, wie hoch der Schadensersatz ausfallen könnte, mit 
dem nun zu rechnen ist. Damit hatten die Beamten die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PwC beauftragt.  
Ergebnis: im schlimmsten Fall eine Dreiviertelmilliar-
de. Der Öffentlichkeit sagt Scheuer davon nichts.

Vier Monate später schickt der Rechnungshof einen 
vernichtenden Entwurf seines Maut-Berichts an das 
Ministerium. Das habe Vergabe- und Haushaltsrecht 
gebrochen, die Öffentlichkeit getäuscht und Steuer-
mittel verspielt. Das Ministerium entgegnet nun, dass 
sachliche Grundlagen »unbeachtet geblieben sind und 
entsprechend fehlerhafte Schlussfolgerungen gezogen 
wurden«. Außerdem wirft es dem Bundesrechnungshof 
(BRH) vor, eine vorige Prüfung der Maut im Januar 
2019 ohne Bericht abgeschlossen zu haben.

Das stimmt so aber nicht. Die Prüfung wurde 
bloß unter einem neuen Aktenzeichen weiterge-
führt – das weiß man auch im Ministerium. Aber 
Scheuer will es nicht hören. Alle »Zweifel, dass die 
Aussage zur Beendigung der Prüfung nicht stimmen 
könnte«, habe der Minister überhaupt nicht an sich 
rangelassen, mailt die Leiterin einer Unterabteilung 
des Verkehrsministeriums an eine Kollegin. »Ihm 
ging es darum, dem BRH pressewirksam etwas ent-
gegenzuhalten.« Dann weigert sich sogar die im  
Ministerium für die Zusammenarbeit mit dem 
Rechnungshof zuständige Abteilung, die Stellung-
nahme zu unterschreiben. »Mit einer Zeichnung 
würde ich mir den Inhalt zu eigen machen. Das 
kann ich nicht«, schreibt eine Mitarbeiterin. Schließ-
lich unterschreibt der Leiter einer anderen Abtei-
lung. Werner Pelzers Abschlussbericht fällt trotzdem 
vernichtend aus. Kurz darauf ruft das Parlament den 
Untersuchungsausschuss zur Maut ins Leben. 

Zum Finale der dritten Staffel im Maut-Drama 
dürfte es spätestens im Herbst kommen. Dann soll 
Andreas Scheuer vor den Parlamentariern aussagen. 
Doch eine Sache ist so geheim, dass selbst die Abge-
ordneten dazu im Ausschuss nichts fragen dürfen, weil 
das formal über den vom Bundestag beschlossenen 
Untersuchungsgegenstand hinausginge. Es sind die 
Verhandlungen mit Kapsch und Eventim über den 
Schadensersatz. Sie finden nicht vor einem normalen 
Gericht statt, sondern hinter verschlossenen Türen, in 
einem privaten Schiedsgerichtsverfahren. Als gingen 
sie den Steuerzahler, der am Ende die Rechnung  
bezahlt, nichts an.

Führerschein für einen Monat abgeben. Bisher 
drohte der Führerscheinentzug außerorts beispiels-
weise erst ab einer Überschreitung um 41 km/h. 
Dagegen keilte Scheuer wochenlang, er hält die  
höheren Strafen für unverhältnismäßig. Erfolglos.

Dann aber las der ADAC genau nach, was da in 
Kraft getreten war. Und ausgerechnet bei der später 
verhandelten Verschärfung für Temposünder hat die 
Regierung geschlampt. Spätestens dem Justizministe-
rium hätte bei seiner Prüfung auffallen müssen, dass 
der stets notwendige Verweis auf den ursprünglichen 
Gesetzestext fehlte. Haarspalterei, könnte man meinen, 
aber eine, mit der jeder Raser seinen Prozess gewinnen 
würde. Der ADAC-Verkehrspräsident Gerhard Hille-
brand fordert nun Nachverhandlungen und sagt: »Jetzt 

bietet sich die Möglichkeit, zu einem ausgewogenen 
Verhältnis von Delikt und Sanktionen zu kommen 
und ein stärker abgestuftes System zu entwickeln. 
Diese Chance sollten Bund und Länder gemeinsam 
nutzen.« Der Minister hat einen einfachen Vorschlag: 
»Die Formel lautet: neuer Bußgeldkatalog minus die 
beiden Fahrverbote.«

Der stellvertretende Grünen-Fraktionsvorsitzende 
Oliver Krischer hingegen hält das für den falschen Weg. 
Scheuers Versuch, die Neuregelung, die ihm nicht 
passe, inhaltlich zu verändern, sei »dummdreist«, sag-
te Krischer dem Redaktionsnetzwerk Deutschland. 
Davon abbringen wird Krischer den Minister wohl 
kaum. Frühestens im Herbst ist mit einer Neufassung 
zu rechnen.
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